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Alterssicherung im demographischen Wandel

1 Begriff

Die (Gesetzliche) Rentenversicherung ist seit Jahren ein Streitthema der politischen und gesellschaftlichen Diskussion. Nach der „großen“ Rentenreform 1989/92 wurden diverse Reformschritte und -schrittchen unternommen. Die geplante Reform 1999 wurde nach dem Regierungswechsel 1998 ausgesetzt, die Diskussion dauert an. 

In diesem Beitrag werden einige allgemeine Aspekte der gesellschaftlichen Alterung (demographischer Wandel) und sich daraus ergebende Probleme der (gesetzlichen) Alterssicherung dargestellt. Diese Fragestellung betrifft nicht nur die Bundesrepublik, sondern davon sind alle westlichen Industrienationen mehr oder weniger stark betroffen. Allerdings ist in Deutschland der Prozeß der gesellschaftlichen Alterung überdurchschnittlich stark. 

Dieser Beitrag beschreibt somit den gesellschaftlichen bzw. volkswirtschaftlichen Rahmen für private oder betriebliche Alterssicherung. Konkretere Informationen zu letzterer finden sich im Artikel (  „Altersversorgung, betriebliche“.

Zunächst werden in Punkt 1.1 einige Begriffe erklärt und grundlegende Zusammenhänge aufgezeigt. In Abschnitt 1.2 wird die Entwicklung der Bevölkerung und der Erwerbspersonen dargestellt. Abschnitt 1.3 beschreibt Arten und Funktionsweisen von Rentenversicherungssystemen. Darauf aufbauend werden in Abschnitt 1.4 die aktuellen Probleme der Gesetzlichen Rentenversicherung dargestellt und eine Vorhersage der zukünftigen Entwicklung abgegeben. 

1.1 Definitionen

Der wesentliche Rahmen für eine Rentenversicherung ist die Anzahl und Struktur der Bevölkerung. Struktur meint hier vor allem die Alterszusammensetzung: „Wieviel Erwerbstätige stehen wievielen Kindern, Jugendlichen und Ruheständlern gegenüber?“; aber auch die Erwerbsstruktur: „Wie hoch ist der Anteil der Erwerbstätigen an ihrer Altersgruppe, wie hoch die Erwerbsbeteiligung von Frauen?“ usw. 

Demographie

Die Demographie beschreibt diese Zusammensetzung und die Bewegung der Bevölkerung, etwa die Aufteilung nach Geschlecht, die Altersstruktur oder Wanderungsbewegungen. Im Zusammenhang mit der Alterssicherung ist vor allem die Altersstruktur wichtig, da diese Auskunft gibt über die Anzahl der (möglichen) Erwerbspersonen, der Kinder und Jugendlichen und vor allem der Rentner und deren Anteile an der Gesellschaft. „Potentielle (mögliche) Erwerbspersonen“ wird i.d.R. gemessen durch die Anzahl der Einwohner zwischen 20 und 60 Jahren (früher zwischen 15 und 65, aber die reale Lebensarbeitszeit hat sich deutlich verkürzt). 

Doppelte Alterung der Gesellschaft 

Die Altersstruktur der meisten Industriegesellschaften wird sich in den kommenden Dekaden auf dramatische Weise verändern. Eine steigende Lebenserwartung wird begleitet durch sinkende Geburtenzahlen, so daß sich das Verhältnis von jungen und alten Menschen bereits heute wandelt und in den kommenden Jahrzehnten weiter erheblich wandeln wird. Dieser aus den genannten beiden Gründen sinkender Geburtenzahlen und steigender Lebenserwartung resultierende Prozeß wird als „Doppelte Alterung XE "Double Aging" “ („Double Aging“) bezeichnet.

Generationenvertrag - die umlagefinanzierte Rentenversicherung

Die deutsche Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) ist ein umlagefinanziertes System (Ge​ne​rationenvertrag), in dem die jeweils erwerbstätige Generation die Renten der jeweiligen Rentnergeneration finanziert. Es basiert also auf der Solidarität der Generationen und ist damit einer sozialen Marktwirtschaft durchaus angemessen. Dennoch wird es seit einiger Zeit in Frage gestellt, da es dem Bevölkerungsrückgang und dem demographischen Wandel nicht gewachsen sei. 

In diesem System gibt es keinen Kapitalstock, d.h. kein „Konto“, in das Versicherte Beiträge einzahlen, auf die sie deshalb später einen verbindlichen Rechtsanspruch hätten. Jede Rentnergeneration muß sich darauf verlassen, daß die jeweilige Arbeitnehmer den Generationenvertrag einhalten und ihre Rente finanzieren. Dieses System funktioniert gut bei wachsenden oder gleichbleibenden Bevölkerungszahlen, erweist sich aber als anfällig gegenüber zurückgehender Bevölkerung, wie unten gezeigt wird. 

Kapitalgedeckte Systeme - die Alternative zum bestehenden System?

Das alternative Rentenversicherungssystem ist das Kapitaldeckungsverfahren, bei dem Arbeitnehmer Beiträge auf ein eigenes „Rentenkonto“ einzahlen. Dies wird - unter staatlicher Aufsicht - verzinst und es entsteht automatisch ein verbindliches Guthaben, da das eingezahlte Geld dem jeweiligen Versicherten gehört und bis zum Zeitpunkt der Auszahlung auf dessen „Konto“ verbleibt. 

Ein Beispiel für eine kapitalgedeckte Altersversorgung ist eine Lebensversicherung. Der Versicherte spart im Laufe des Erwerbslebens ein Eigenkapital an, das dann allerdings nicht zum Verrentungszeitpunkt auf einmal ausgezahlt würde, sondern in Form regelmäßiger Rentenzahlungen bis zum Lebensende. 

Systemvergleich

Kapitalgedeckte Verfahren haben aus ökonomischer Sicht erhebliche Vorteile, da die Abhängigkeit von der Bevölkerungs- und Arbeitsmarktentwicklung geringer ist. Auch ergibt sich eine deutlich höhere Zahlungsmotivation, wenn die Versicherten auf ein individuelles Konto einzahlen; die Rentenversicherung muß nicht mehr als (steuerähnliche) Last empfunden werden, sondern ist eigener Ersparnis vergleichbar. Andererseits erweist sich auch das Kapitaldeckungsverfahren nicht als Allheilmittel, denn auch es beruht als Kapitalrendite (Zinszahlungen) letztlich auf der Arbeitskraft und -produktivität der jeweiligen Arbeitnehmergeneration. Wird real zu wenig produziert, ergeben sich Veränderungen in Marktbedingungen (z.B. Zinssatz) oder auch im benötigten Leistungsumfang (Lebenserwartung, Leistungsniveau), dann ist auch bei einer kapitalgedeckten Alterssicherung die Rentenhöhe nicht bei Vertragsabschluß festlegbar, sondern zeigt sich erst zur Zeit des Rentenbezuges. 

Das wesentliche Problem eines Systemwechsels wäre jedoch das des Übergangs vom derzeitigen Umlageverfahrens auf ein Kapitaldeckungsverfahren. Hierbei würden die Versicherten der Über​gangs​ge​ne​ra​ti​on​ doppelt belastet. Sie müßten einerseits die Rente für die ältere Generation zahlen, die sich nach dem Generationenvertrag auf diese Rente verlassen konnte, müßten aber gleichzeitig den Kapitalstock für die eigene Rente ansparen. Es liegt auf der Hand, daß diese Doppelbelastung nicht finanzierbar ist. Es werden daher Möglichkeiten einer teilweisen Umstellung und eines langsamen Systemübergangs diskutiert. 

1.2 Derzeitige und vorhergesagte Bevölkerungsentwicklung 

Die Zusammensetzung und Altersstruktur der Bevölkerung wird von den Faktoren Lebenserwartung, Geburtenhäufigkeit und Wanderungen beeinflußt. Tabelle 1 zeigt, daß sich die Lebenserwartung in der Bundesrepublik sich in den letzten 130 Jahren mehr als verdoppelt hat, während gleichzeitig die Geburtenrate (Lebendgeborene ja 1.000 Einwohner) nur noch etwas mehr als ein Viertel der damaligen beträgt.

Tabelle 1 Entwicklung von Geburten, Lebenserwartung und Eheschließungen

	Jahr
	Lebenserwartung neugeborene Männer 
in Jahren
	Lebenserwartung neugeborene Frauen 
in Jahren
	Lebendgeborene je 1 000 
Einwohner
	Überschuß  
der Geborenen (+) 
bzw. Gestorbenen (-)

	1870
	35,6
	38,5
	38,5
	11,1

	1880
	37,2
	40,3
	37,6
	11,6

	1890
	.
	.
	35,7
	11,3

	1900
	44,8
	48,3
	35,6
	13,6

	1910
	.
	.
	29,8
	13,6

	1920
	56
	58,8
	25,9
	10,8

	1930
	59,9
	62,8
	17,5
	6,5

	1940
	.
	.
	20
	7,3

	1950
	64,6
	68,5
	16,3
	5,4

	1960
	66,9
	72,4
	17,3
	5,3

	1970
	67,4
	73,8
	13,5
	0,9

	1980
	71,7
	78
	11
	-1,1

	1990
	72,4
	78,9
	11,4
	-0,2

	1997
	73,6
	80
	9,9
	-0,6


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1999. 

Demographischer Wandel

Es ergibt sich ein wachsender Anteil alter Menschen an der Bevölkerung bei gleichzeitiger Verringerung der Geburtenzahlen. Dieser Zusammenhang läßt sich gut in der sogenannten Bevölkerungspyramide zeigen, wie in Abbildung 1 gezeigt wird. Hier sind die Anzahlen der Personen in den entsprechenden Altersgruppen gezeigt, nach rechts die Anzahl der Frauen, nach links die der Männer. 

Diese Darstellung zeigt, daß heute noch ein Großteil der „geburtenstarken Jahrgänge“ (geboren in den 50er und 60er Jahren, 1997 also über 25 Jahre alt) im erwerbsfähigen Alter sind, aber in den kommenden Jahrzehnten ihrerseits in Rente gehen und dann durch die nachrückenden Generationen finanziert werden müssen. Diese (die unteren Balken bis zu den 25-jährigen) sind aber viel weniger Personen. Ihren Namen „Bevölkerungspyramide“ bekam diese Darstellung, da sie noch im letzten Jahrhundert wie eine Pyramide aussah. Es wurden viele Kinder geboren und mit einer konstanten Sterblichkeit verringerte sich die Anzahl der Personen mit dem Alter. Inzwischen hat die „Pyramide“ eher die Form einer Zwiebel, Mitte des 21. Jahrhunderts wird sie sich zu einem Pilz entwickeln, weitergehende Vorhersagen zeigen einen deutlichen Rückgang der Bevölkerung aufgrund geringer Kinderzahlen. Dies bedeutet für die hier betrachtete Alterssicherung, daß die Finanzierung vieler älterer Menschen durch immer weniger jüngere (Erwerbs-) Personen zunehmend schwieriger wird. 

Zwei Anmerkungen zu diesen Darstellungen: In Ostdeutschland war vor der deutschen Vereinigung eine wesentlich höhere Geburtenrate bzw. Kinderzahl zu beobachten. Nach 1990 fiel diese sehr stark ab und sank sogar deutlich unter das Westniveau. Diese sprunghafte Entwicklung ist in den Grafiken zu erkennen. – Bei der Betrachtung der Pyramiden fällt auf, daß die vergangenheitsbezogenen Werte deutlich unregelmäßiger aussehen als die Zukunftsprognosen. Dies liegt in der Natur einer Prognose begründet. In der tatsächlichen Entwicklung spiegeln sich Katastrophen wie die Weltkriege, aber auch gesellschaftliche Entwicklung wie die geburtenstarken Jahrgänge oder der „Pillenknick“ wider, für die Zukunft kann natürlich nur eine mittlere Entwicklung angenommen werden, von der real Abweichungen auftreten können. 

Abbildung 1 Bevölkerungspyramiden Deutschland (alte und neue Länder)

[image: image1.emf]Birg/Flöthmann, IBS, Univ. Bielefeld 1999

Schaubild 1.6

Entwicklung der Altersstruktur der Bevölkerung in den alten und neuen Bundesländern



1997

-1.000.000 -500.000 0 500.000 1.000.000

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

110

Männer (neue L.) Männer (alte L.) Frauen (neue L.) Frauen (alte L.)

2025

-1.000.000 -500.000 0 500.000 1.000.000

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

110

Männer (neue L.) Männer (alte L.) Frauen (neue L.) Frauen (alte L.)

2050

-1.000.000 -500.000 0 500.000 1.000.000

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

110

Männer (neue L.) Männer (alte L.) Frauen (neue L.) Frauen (alte L.)

2100

-1.000.000 -500.000 0 500.000 1.000.000

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

110

Männer (neue L.) Männer (alte L.) Frauen (neue L.) Frauen (alte L.)


Quelle: Birg und Börsch-Supan (Seite 16).

Altersquotienten

Das sich ergebende Verhältnis zwischen der Bevölkerung im Alter ab 60 Jahren dividiert durch die Bevölkerung im Alter von 20-59 Jahren (potentielle Erwerbspersonen) wird als Altersquotient oder Alterslastquotient bezeichnet. Der Quotient mißt, wieviel Pensionäre von 100 Erwerbstätigen unterstützt werden müssen. In Tabelle 2 ist zu erkennen, daß die Bundesrepublik im internationalen Vergleich vor besonders starken Problemen des demographischen Wandels steht. Kamen 1995 auf 100 Erwerbspersonen noch ca. 36 Rentner, so werden es 2050 über 100 Rentner sein, d.h. eine Erwerbsperson muß die Rente von etwas mehr als einem Rentner finanzieren.  

Tabelle 2 Prognostizierte Altersquotienten in Prozent

	Jahr
	Deutschland
	Schweiz
	Niederlande
	Großbritannien
	USA

	1995
	36,2
	33,4
	30,6
	38,0
	30,3

	2010
	46,5
	44,5
	40,3
	42,3
	34,6

	2030
	82,5
	78,3
	70,7
	62,1
	52,8

	2050
	101,7
	89,1
	85,3
	72,3
	52,9


Quelle: Börsch-Supan u.a.(Seite 6) auf Basis internationaler Bevölkerungsvorausberechnungen.
Diese Berechnungsbasis unterscheidet sich daher von nationalen Prognosen, wie etwa die unten gezeigte, indem der hier prognostizierte Wert des Altersquotienten etwas höher ist. 

Bevölkerungsvorausberechnungen

Die zukünftige Entwicklung der Bevölkerung und der Altersstruktur kann relativ genau vorhergesagt werden, da die meisten Bestimmungsfaktoren bekannt sind. Z.B. stellen die Rentner in 60 Jahren keine zu schätzende Anzahl dar, sondern sind zum Prognosezeitpunkt bereits geboren. Auch die Geburtenhäufigkeit ist eine langfristig recht stabile Größe, relevante Änderungen finden - wie in Tabelle 1 nachzulesen - nur langsam über mehrere Jahrzehnte statt. Auf dieser Basis werden Bevölkerungsvorausberechnungen durchgeführt. Die wichtigsten sind die „koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen“ des Statistischen Bundesamtes („koordiniert“ = auf Basis von Länderberechnungen). 

Trotz der genannten Faktoren werden die durchgeführten Berechnungen kontrovers diskutiert. Insbesondere die starken (Zu-) Wanderungsbewegungen der 90er Jahre führten dazu, daß Vorausberechnungen nicht mehr mit der Realität übereinstimmten. Auch die deutsche Vereinigung brachte Unwägbarkeiten und Veränderungen für Bevölkerungsvorhersagen mit sich. So fiel die Geburtenhäufigkeit in Ostdeutschland, die zu DDR-Zeit noch deutlich über der von Westdeutschland gelegen hatte, dramatisch ab und liegt heute noch unter der westdeutschen. Da die letzte, die 8. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung von 1994 nicht mehr aktuell ist (die 9. wird voraussichtlich noch im Jahr 2000 veröffentlicht, ist aber schon im Vorfeld politisch umstritten), werden von verschiedenen Instituten mit unterschiedlichen Blickrichtungen bzw. Grundannahmen alternative Berechnungen angestellt. Diese Annahmen betreffen die Bereiche: 

- Lebenserwartung (Sterblichkeit)

es sind Annahmen darüber zu treffen, ob die Lebenserwartung nach wie vor in dem hohe Maße ansteigt wie in der Vergangenheit oder sich dieser Anstieg verlangsamt; 

- Geburtenhäufigkeit

es sind Annahmen darüber zu treffen, ob die Geburtenzahl so niedrig bleibt, aber auch wie sich die (höhere) Geburtenhäufigkeit zuwandernder Ausländer an die deutsche anpaßt und wie sich die (niedrigere) ostdeutsche der westdeutschen annähert; 

- Wanderungen (Ein- und Auswanderungen)

nach dem Abflachen der hohen Zuwanderungsraten der 90er Jahre sind für die Zukunft Annahmen darüber nötig, wie sich die EU-Osterweiterung, aber auch die Globalisierung der Märkte auf die Zuwanderung nach Deutschland auswirkt. Bei der Wirkung von Zuwanderungen ist zu bedenken, daß vor allem junge Familien nach Deutschland zuwandern und damit zunächst die Rentenversicherung entlasten. Es darf aber nicht vergessen werden, daß diese in Deutschland erwerbstätigen (ausländischen) Personen damit auch Ansprüche an die deutsche GRV erwerben und somit (ca. drei Jahrzehnte später) das Rentenbudget ihrerseits belasten. 

Für die Finanzierung der Rentenversicherung ist zusätzlich die 

- Erwerbsquote (Anteil der Personen zwischen 20 und 65 (bzw. 60), die tatsächlich erwerbstätig sind) wichtig. Hier muß die zukünftige Lage am Arbeitsmarkt ebenso prognostiziert werden, wie die Erwerbsbeteiligung von Frauen, die sich heute noch deutlich zwischen Ost- und Westdeutschland unterscheidet. 

Es gibt daher heute nicht die Bevölkerungsvorausberechnung, sondern mehrere alternative, die allerdings in den wesentlichen Ergebnissen übereinstimmen: 

· Die Bevölkerung der Bundes​republik wird in den kommenden Jahrzehnten erheblich schrumpfen; 

· Der Anteil der Älteren, also der Altersquotient wird sich mehr als verdoppeln; 

· Aus diesem Grunde kommen beträchtliche Herausforderungen auf die Rentenversicherung, aber auch die Kranken- und Pflegeversicherung zu. 

Als Beispiel ergibt sich in einer jüngeren Schätzung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) die in Tabelle 3 dargestellte Entwicklung:

Tabelle 3 Bevölkerungsvorausberechnung und Altersquotient nach DIW 2000

	Altersgruppe:     
	1997
	2010
	2020
	2050

	Entwicklung der Bevölkerungszahl in Millionen: 

	0-20
	17,66
	14,82
	13,02
	9,01

	20-60
	46,47
	44,94
	41,21
	27,11

	60++
	17,93
	21,2
	24,15
	23,98

	Insgesamt
	82,1
	81,0
	78,4
	60,1

	Entwicklung der Altersquotienten (Personen 60++ / Personen 20-60)  

	Insgesamt
	38,6%
	47,2%
	58,6%
	88,5%


Quelle: Schulz, DIW-Bericht „Zur langfristigen Bevölkerungsentwicklung in Deutschland“, Berlin 2000. (Wie bereits in Tabelle 2 angesprochen, ist die hier genannte Größenordnung für die Bundes​republik realistischer, während die dortigen Zahlen für den internationalen Vergleich definiert sind)

1.3 Rentenversicherungssysteme

Es stellt sich nun die Frage, was die Auswirkungen der beschriebenen Phänomene auf die Rentenversicherung sind. Dazu werden zunächst Arten von Rentenversicherungssystemen und anschließend ihre Finanzierung dargestellt. 

1.3.1 Säulen der Alterssicherung

Bei der Betrachtung unterschiedlicher Arten von Alterssicherungssystemen werden drei Typen unterschieden, die auch als die „drei Säulen“ bezeichnet werden, auf denen eine Rentenversicherung aufgebaut ist. Sie unterscheiden sich dadurch, ob sie staatlich organisiert sind, ob eine gesetzliche Verpflichtung bzw. Regulierung besteht oder sie rein individuell und freiwillig sind. 

Drei-Säulen-Modell der Rentenversicherung 

Die erste und wichtigste Säule der deutschen Alterssicherung ist die gesetzliche Rentenversicherung (GRV). Sie ist ein staatlich organisiertes System mit Zwangsmitgliedschaft, wogegen die zweite Säule, die betriebliche Altersvorsorge (BAV) und die dritte Säule, die individuelle Alterssicherung (IV) privat organisiert und freiwillig sind. Die betriebliche Altersvorsorge ist allerdings durch das Betriebsverfassungsgesetz weitgehend reguliert, was den Arbeitnehmern größere Rechte einräumt, v.a. die Sicherheit, erworbene Ansprüche bei einem Wechsel des Arbeitgebers nicht zu verlieren (vgl. Artikel (  „Altersversorgung, betriebliche“). 

Abbildung 2: Die drei Säulen der Rentenversicherung 

Deutschland: starke Abhängigkeit von der ersten Säule 
Im internationalen Vergleich hat in Deutschland die erste Säule einen besonders hohen Anteil an der Alterssicherung, die anderen beiden Säulen sind zahlenmäßig fast zu vernachlässigen, wie in Tabelle 4 erkennbar ist. Dies ist in anderen Ländern teilweise sehr anders, vor allem hat die betriebliche Altersversorgung in vielen Vergleichsländern eine um ein vielfaches höhere Bedeutung als in Deutschland. 

Tabelle 4
Alterseinkommen aus den drei Säulen (in %)
Einkommenszusammensetzung von 2-Personen Rentnerhaushalten

	
	Deutschland
	Schweiz
	Niederlande
	Großbritannien
	USA

	Erste Säule
	85
	50
	42
	65
	45

	Zweite Säule
	5
	40
	32
	25
	13

	Dritte Säule
	10
	10
	26
	10
	42


Quelle: Börsch-Supan u.a.(Seite 5) auf Basis von Länderstudien und OECD-Berechungen

Diese starke Abhängigkeit von der ersten Säule macht die deutsche Rentenversicherung in höherem Maße demographieabhängig als dies in vergleichbaren Staaten der Fall ist. Zusammengenommen mit der oben genannten Tatsache, daß auch der Altersquotient in Deutschland besonders hoch ist bzw. werden wird, ergibt sich ein deutlicher Reformbedarf für das deutsche Rentenversicherungssystem. Daher wird dies im folgenden näher betrachtet. 

1.3.2 Umlagefinanzierte Rentenversicherungssysteme:
Funktionsweise und Probleme

Entwicklung der GRV in der Vergangenheit

Mit der Rentenreform von 1957 wurde zum einen die dynamische Rente, d.h. die Koppelung der Rentenhöhe an die Entwicklung der Brutto-Arbeitsentgelte eingeführt. Die weiterhin zu diesem Zeitpunkt eingeführte Möglichkeit des vorgezogenen Ruhestandes mit 60 wurde durch die Rentenreform 1972 zu einer Wahlmöglichkeit des individuellen Rentenalters („Verrentungsfenster“ - für Männer von 65 bis 67 und für Frauen von 60 bis 67) ausgebaut. Beide Effekte zusammen mit Einzelmaßnahmen u.a. zur Erleichterung der vorgezogenen Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsrenten (EU/BU) führten zu 2 Phänomenen, die heute die Rentenversicherung erheblich belasten: 

· ein stark gesunkenes Rentenalter, das trotz eines leichten Anstiegs zwischen 1980 und Anfang der 90er Jahre immer noch unter 60 Jahren liegt (in Gesamtdeutschland; Westdeutschland bewegt sich zwischen 60 und 61 Jahren) und damit mehr als 5 Jahre unter dem Regelrentenalter von 65 Jahren.

Abbildung 3 Durchschnittliches Rentenzugangsalter, Männer 1960-1999
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Quelle: Verband deutscher Rentenversicherungsträger (VDR); eigene Darstellung. 

· ein in den 60er und vor allem 70er Jahren deutlich gestiegenes Rentenniveau (Rente in Prozent des vorherigen Arbeitseinkommens), das sich von unter 60% im Jahre 1965 bis zu ca. 72% Ende der 90er Jahre entwickelt hat. Es wird in den letzten Jahren durch verschiedene gesetzliche Maßnahmen versucht, dieses wieder etwas abzusenken. Die Steigerung ist vor allem auf die Koppelung an die Bruttolohnentwicklung zurückzuführen. Die Bruttolöhne unterliegen der Einkommensteuer, so daß die Nettolöhne de facto weniger stiegen als die Renten. Dies wurde mit der Rentenreform 1992 und der Koppelung an die Nettolöhne geändert. 

Beide Phänomene zusammen erhöhen den Finanzierungsbedarf der Gesetzlichen Ren​ten​ver​sich​erung, da ein sinkendes Rentenalter die Anzahl der (beitragzahlenden) Arbeitnehmer verringert, die Zahl der Rentenempfänger aber erhöht. Ein höheres Rentenniveau wirkt in die gleiche Richtung. Es resultierte  

· eine kontinuierliche Steigerung des Beitragsatzes zur Rentenversicherung. 

· Gleichzeitig ist zu beobachten, daß sich das Rentenzugangsverhalten (die Wahl der Rentenalter) sehr stark an den jeweiligen gesetzlichen Regelungen orientiert. Immer wenn der Gesetzgeber eine neue Möglichkeit zur früheren Verrentung ermöglichte, wurde dies stark genutzt, so daß jeweils das durchschnittliche Rentenalter sank. 

Finanzierung der Gesetzlichen Rentenversicherung 

Eine ausgeglichene Finanzierung der Gesetzlichen Rentenversicherung als Umlageverfahren muß der einfachen Identität

Einnahmen = Ausgaben

folgen, was sich konkret darstellt als die Beziehung: 

AN . BS  =  Rentner . RN 

mit:
AN
Anzahl Beschäftigte
BS
Beitragssatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung  
Rentner
Anzahl Rentner
RN
Rentenniveau

Das Rentenniveau (oder Ersatzquote) mißt auf individueller Ebene den Rentenbetrag eines Neu-Rentners in Prozent seines vorherigen Einkommens. Als gesamtwirtschaftliches Maß mißt es den relativen Wohlstand der Rentner im Vergleich zu dem der Erwerbstätigen. 

Diese Formel steht vereinfachend für ein reines Umlageverfahren. Tatsächlich gibt es Unterstützungszahlungen aus dem Staatshaushalt, die Bundeszuschüsse, die zu der linken Einnahmeseite der Gleichung hinzukommen. Sie machten bis zum Ende der 80er Jahre etwa 20 Prozent aus und stiegen seither auf über 30 Prozent. 1998/99 wurde der öffentliche Zuschuß durch die Öko-Steuer, deren Aufkommen zusätzlich zur Finanzierung der Rentenversicherung dient und durch Zuweisung eines Prozentpunktes der Mehrwertsteuer, ausgeweitet. Die Bundeszuschüsse führen faktisch dazu, daß zu dem direkten Rentenversicherungsbeitrag eine zusätzliche indirekte Belastung (via Steuern) von den Steuerzahlern getragen werden muß. 

Möglichkeiten zur Ausgestaltung der staatlichen Rentenversicherung 

Diese vereinfachte Betrachtung zeigt die grundsätzlichen Möglichkeiten zur Ausgestaltung bzw. Regulierung einer staatlichen Rentenversicherung im Umlageverfahren. Die Identität der Budgetgleichung kann durch die Variation einer oder mehrerer der drei folgenden Größen gesteuert werden: 

· BS Beitragssatz der Erwerbspersonen;

· RN Rentenniveau; 

· Rentenalter - zur Veränderung der relativen Anteile von Erwerbspersonen (AN) und Rentnern. 

Dies sind die wesentlichen „Schrauben“, mit denen die Politik die Rentenversicherung anpassen kann. Wenn die Gleichung nicht ausgeglichen ist, dann kann entweder durch eine Erhöhung des Beitragssatzes, eine Senkung des Rentenniveaus oder durch Einwirkung auf die Wahl des Rentenalters (bzw. durch Kombination dieser Maßnahmen) versucht werden, den Ausgleich herzustellen. 

Tatsächlich wurden diese Möglichkeiten von der Politik immer wieder verwendet:

( Die traditionelle Anpassungsgröße ist der Beitragssatz, der seit 1967 (14,0%) um fast die Hälfte seines Wertes anstieg. 1997 und 1998 wurde bei einem Beitragssatz von 20,3% die „20%-Hürde übersprungen“, eine wichtige psychologische Hürde, so daß die Bundesregierung ihn durch mehrere Maßnahmen senkte (19,3% Anfang 2000). Diese kurzfristigen Maßnahmen wirken jedoch nur auf den direkten Beitragssatz, führt aber zu weiteren indirekten Belastungen - vergleiche dazu oben die Anmerkungen zu den Bundeszuschüssen). 

( Die Absenkung des Rentenniveaus wird politisch diskutiert (z.B. 64%-Marke), wurde aber faktisch schon in erheblichem Maße betrieben. So bewirken die diversen Streichungen bei der Anerkennung von Anrechnungszeiten für den Einzelnen eine deutliche Senkung des Rentenniveaus, ohne daß dies politisch direkt zu Tage trat. 

Es ist auch zu beobachten, daß die durchschnittlichen Rentenniveaus immer noch für Versicherte mit einer Versicherungszeit von 45 (oder 40) Versicherungsjahren angegeben werden. Diese werden heute aber von immer weniger Pensionären erreicht. Bei einem Rentenalter von 60 Jahre etwa hieße dies, daß eine Person ab ihrem 15. Lebensjahr jeweils ein Durchschnittseinkommen verdient haben müßte. 

( Die Wahl des Rentenalters wurde seit der Rentenreform 1992 explizit bei der Rentenberechnung berücksichtigt. Für jedes Jahr der früheren Verrentung erfolgt ein prozentualer Abschlag von der Rente, für jedes Jahr des späteren Rentenzugangs eine Erhöhung der Rente. 

Rentenabschläge bei früherer Verrentung

Diese Abschläge basieren auf der folgenden Überlegung: Im Vergleich zu einem „Regelrentner“, der mit 65 in den Ruhestand geht, hat ein Frührentner versicherungsmathematisch zwei Vorteile: 

+ er zahlt weniger in die Rentenversicherung ein; 

+ er erhält länger Rente, d.h. er bekommt mehr Auszahlungen aus der Rentenversicherung. 

Ein vereinfachtes Beispiel: Betrachten wir zwei Personen, die ab dem Alter von 20 Jahren in die Rentenversicherung (in gleicher Höhe) eingezahlt haben. Beide werden 80 Jahre alt, treten aber mit unterschiedlichen Altern in den Ruhestand. Beide zahlen beispielhaft 1000,- DM pro Monat in die Rentenversicherung ein (5000,- DM Bruttoeinkommen * 20% Beitragssatz) und erhalten 3500,- DM Rente (42.000 DM / Jahr). 

Tabelle 5 Rentenvergleich zwischen Regelrente und Frührente

	
	Renten​alter
	Einzahlung zwischen 60. und 65. Lebensjahr
	Rentenjahre
	Rentenzahlungen aus GRV
	Rente minus Einzahlungen

	Regelrentner
	65
	60 Monate * 1000 DM
= 60.000 DM
	15
	630.000 DM
	570.000 DM

	Frührentner
	60
	0
	20
	840.000 DM
	840.000 DM


In diesem vereinfachten konstruierten Beispiel zahlt der Frührentner also 60.000 DM weniger ein und erhält „dafür“ 210.000 DM mehr Rente. Dies ist natürlich eine „unfaire“ Behandlung des Regelrentners und führt dazu, daß in der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) sich grundsätzlich derjenige besser steht, der früher in Rente geht. (Die Tatsache, daß der Frührentner aufgrund der fehlenden Versicherungsjahre und damit weniger Entgeltpunkten tatsächlich eine etwas geringere Rente erhält, vermindert den Abstand etwas, hebt ihn aber bei weitem nicht auf). 

Versicherungsmathematische Fairneß

Tatsächlich ist der obige Vergleich auch insofern vereinfacht, als daß vergangene Zahlungen und zukünftige Zahlungen aus versicherungsmathematischer Sicht nicht gleich behandelt werden dürften, sondern Zinsrechnungen in den Vergleich eingebaut werden müßten. Wird dies durchgeführt, so ergibt sich, daß auch die mit der Rentenreform 1992 eingeführten Abschläge für Frühverrentung zu gering sind (gleiche gilt für die Aufschläge für spätere Verrentung). Sie müßten noch erhöht werden, damit ein „Früh-“, ein „Regel-“ und ein „Spätrentner“ durch die Rentenversicherung alle gleich behandelt würden und die GRV keinen wirtschaftlichen Anreiz in Richtung frühe Verrentung setzt. Dies ist in Tabelle 6 zu erkennen

Tabelle 6 Anpassung der Rentenhöhe an das Renteneintrittsalter

	Renten​zugangsalter:
	GRV vor 1992
	Berechnung nach 2004
	Versicherungs​mathematisch fair

	60
	87,5
	69,5
	66,0

	61
	90,0
	75,6
	71,5

	62
	92,5
	81,7
	77,6

	63
	95,0
	87,8
	84,3

	64
	97,5
	93,9
	91,7

	65
	100
	100
	100

	66
	109,9
	108,5
	109,2

	67
	120,1
	117,0
	119,6

	68
	123,0
	125,5
	131,2

	69
	125,8
	134,0
	144,4

	70
	128,7
	142,5
	159,4


Anmerkungen: Gezeigt wird die Rente in Abhängigkeit vom Rentenzugangsalter für die Berechnung a) vor 1992, b) ab dem vollständigen Inkrafttreten der Rentenreform von 1992 (aufgrund von Übergangsvorschriften) im Jahre 2004 sowie c) für den Fall der oben beschriebenen versicherungsmathematischen Fairneß bei einer unterstellten Diskontrate von 3%. Sie unterstellt die Überlebenswahrscheinlichkeiten von Männern basierend auf den Sterbetafeln von 1992/94. Quelle: Birg und Börsch-Supan (Seite 20). 

Es sei noch einmal betont, daß hier nicht eine „Bestrafung“ für frühere Verrentung beschrieben wird, sondern lediglich die - theoretische - versicherungsmathematische Neutralität, die niemanden mehr bevor- oder -nachteiligt, wie dies in den vergangenen Gesetzgebungen der Fall war. 

Aus dieser reinen mathematischen Sicht müßten also bei der nächsten Rentenreform die Abschläge für Frühverrentung und die Zuschläge für späteren Ruhestand erhöht werden, damit die Frührente an Attraktivität verliert. 

Arbeitsmarkt und Rentenversicherung 

Maßnahmen zur Verbesserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt und Rentenversicherung stehen oft im Widerspruch zueinander. Politische Maßnahmen, die dem einen dienen, schaden oft dem anderen. So ist leicht nachzuvollziehen, daß die oben beschriebene spätere Verrentung zwar die Rentenversicherung finanziell entlastet, den Druck auf dem Arbeitsmarkt jedoch erhöht, da durch längere Lebensarbeitszeit mehr Arbeitkräfte zur Verfügung stehen. Umgekehrt wurden schon mehrfach arbeitsmarkpolitische Maßnahmen durchgeführt, die zwar Arbeitslosigkeit bekämpfen sollten, die Rentenkassen aber gleichzeitig belasteten. So wurde 1957 die Möglichkeit zum vorzeitigen Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit geschaffen: Versicherte, die mindestens 52 Wochen aus den letzten anderthalb Jahren ar​beits​los gemeldet waren, konnten mit Erreichen des 60. Lebensjahres vorzeitiges Altersruhegeld beziehen. Ein weiteres Beispiel: Die Regelung zur Verringerung der Arbeitslosigkeit wurde in den Jahren 1984-1988 durch die Vorruhe​stands​rege​lungXE "Vorruhe​stands​rege​lung" erweitert, einer primär arbeitsmarktpolitischen Maßnahme, bei der Arbeitnehmer ab einem Alter von 58 Jahren in den Ruhestand gehen konnten. Die Firma zahlte ein Vorruhestandsgeld von mindestens 65 % (Praxis: 75-80 %) des bisherigen Bruttogehaltes und erhielt dafür bei Einstellung eines jüngeren Arbeitnehmers einen Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit. Die Arbeitnehmer waren weiterhin sozialversichert und konnten mit dem Erreichen des 60. Lebensjahres in die reguläre (vorzeitige) Altersrente eintreten. 

Eine ähnliche Form des vorgezogenen Ruhestandes war die „57er Regel“ (59er-Regel), mit der Unternehmen ältere Arbeitnehmer „freisetzten“, indem diese offiziell entlassen und daher arbeitslos wurden. Durch diese Arbeitslosigkeit wurden Arbeitnehmer mit 60 Jahren zum vorgezogenen Ruhestand zugelassen. Das Unternehmen zahlte auch hier einen Zuschlag auf das Arbeitslosengeld, dieser wurde teilweise mit Betriebsräten bzw. Gewerkschaften im Rahmen von Sozialplänen ausgehandelt. 

Obwohl solche Regelungen legal im Sinne der Einhaltung von Gesetzen sind, laufen sie doch der ursprünglichen Zielsetzung, der sozialen Absicherung älterer Arbeitsloser, entgegen. Faktisch werden hier betriebliche Kosten von Unternehmen, die ihre Belegschaft verjüngen wollen, auf die Solidargemeinschaft der Versicherten in der Arbeitslosen- und Rentenversicherung abgewälzt. Durch diesen „Mißbrauch“ von Arbeitslosigkeitsregeln konnten die Arbeitnehmer mit 60 Jahren in den Ruhestand treten, solche Modelle entlasten Arbeitgeber und Arbeitnehmer, belasten allerdings die Bundesanstalt für Arbeit und die Rentenversicherung. 

Durch die aktuelle Regelung „zur Förderung eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand“ wurden die „Sonderbarkeiten“ der 57er/59er Regeln zwar geändert, das grundlegende Dilemma des Widerspruches zwischen Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik bleibt jedoch bestehen. 

1.4 Probleme und Entwicklungsoptionen der deutschen GRV 

Probleme der Gesetzlichen Rentenversicherung 

Werden die oben dargestellten Punkte gemeinsam betrachtet, so wird deutlich, welche Probleme in den kommenden Jahrzehnten auf die deutsche Rentenversicherung zukommen. Und es wird auch deutlich, warum Politiker immer wieder den Beitragssatz zu Anpassung an Ungleichgewichte nutzen (müssen): Letztlich stellt das Verhältnis ( Rentner /  Arbeitsnehmer ) wiederum einen Altersquotienten dar, nur daß dieser jetzt nicht mehr aus den reinen Bevölkerungszahlen, sondern aus den tatsächlichen Erwerbspersonen und Rentenempfängern gebildet wird. In Hinblick auf den Beitragssatz stellt sich dann die oben betrachtete Gleichung wie folgt dar: 

BS  =  Rentner / AN  .  RN 

mit:
BS
Beitragssatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung  
Rentner/AN
Altersquotient:   (Anzahl Rentner / Anzahl Beschäftigte)
RN
Rentenniveau

Dies bedeutet: Wenn der Altersquotient steigt, dann muß (bei gleichem Rentenniveau) auch die Beitragssatz im selben Verhältnis steigen, damit die Gleichung ausgeglichen ist. Eine Steigerung des Altersquotienten auf mehr als das doppelte (vergleiche Tabelle 2 und Tabelle 3) müßte also mit einer gleichen Erhöhung des Beitragssatzes ausgeglichen werden. Selbst mit unterstützenden staatlichen Maßnahmen wäre damit ein Beitragssatz von über 30 Prozent rechnerisch nicht zu vermeiden, um das Rentenniveau zu halten. Alternativ könnte der Beitragssatz gleich bleiben, wenn das Rentenniveau halbiert würde. Beide Maßnahmen sind natürlich politisch nicht durchführbar. 

Dies ist das Dilemma der deutschen Rentenversicherung und der Auslöser für die immer neuen tiefgehenden Debatten über  Rentenreformen. 

Keine Regierung kann - unabhängig von ihrer politischen Ausrichtung - vermeiden, daß:

· das Rentenversicherungssystem umgestaltet werden muß; 

· es zu Leistungseinschränkungen kommen wird. 

Rentenreform im politischen Prozeß

Letztlich politisch durchsetzbar dürfte eine Mischung aus den genannten Maßnahmen sein: 

· Erhöhung des Beitragssatzes
entweder direkt oder (teilweise) indirekt durch steuerfinanzierte Staatszuschüsse

· Senkung des Rentenniveaus
vergleiche die aktuelle Diskussion um die 64%-Marke

· Erhöhung des Rentenalters

einerseits gesetzliche Erhöhung des Regelrentenalters, z.B. auf 67 oder 70 Jahre
weiterhin indirekt durch Einschränkung der Frühverrentungsregeln, Erschwerung der Zugangsvoraussetzungen für Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten (EU/BU), durch Frühverrentungsabschläge u.a. 

sowie 

· teilweiser Übergang zu kapitalgedeckten Versicherungsformen


Verschiedene Maßnahmen werden unter der Überschrift der „gesteigerten Eigenverantwortung des Einzelnen“ diskutiert. Die Betrachtung von Renten als Kapitalertrag hat steuerliche Konsequenzen, denn Vorsorgeaufwendungen (Sparen in langfristigen Anlageformen) müßten dann voll steuerlich absetzbar sein, umgekehrt würden Kapitalerträge in diesem Fall auch im Alter verstärkt der Besteuerung unterliegen. Auch eine gezielte Verstärkung der betrieblichen Alterssicherung in Deutschland (in Form von gesetzlichen Maßnahmen) ist in diesem Zusammenhang ein sinnvolle Maßnahme. 

Die ersten drei Punkte bedeuten einen zurückgehenden Leistungsumfang der GRV und damit für eine geringere Bedeutung der ersten Säule, der letzte für eine Stärkung der zweiten und dritten Säule. 

Dies bedeutet zunächst (noch) keine „Kündigung“ des Generationenvertrages, sondern seine Unterstützung in den kommenden Zeiten demographischer Belastung. Der mehrheitliche Umstieg auf kapitalgedeckte Alterssicherungsformen ist derzeit weder gesellschaftlich noch politisch gewünscht, durch die stärke Einführung kapitalgedeckter Instrumente kann aber langfristig auch eine Steigerung der gesellschaftlichen Akzeptanz eigenverantwortlicher Alterssicherung erfolgen. Das kann jedoch den Staat nicht aus seiner Fürsorgepflicht für diejenigen Gruppen entlassen, die nicht über die Leistungsfähigkeit für eigene Absicherung verfügen. Auch darf nicht vergessen werden, daß auch Kapitalerträge durch Arbeitskräfte erwirtschaftet werden müssen, das heißt insbesondere, daß ausreichend hohe Geburtenraten notwendig sind und im Zweifel politisch wenn nicht motiviert, dann doch zumindest finanziell unterstützt werden müssen. 

Weitere Informationen und Literatur: 

Informationen zu aktuellen Regelungen und Regeländerungen können (neben den Arbeitnehmerorganisationen) bei unterschiedlichen Stellen eingeholt werden: 

Zuständig ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung [www.bma.de]. Individuelle Informationen erhalten Sie über Ihren Versicherungsträger (Landesversicherungsanstalt LVA bzw. die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte BfA in Berlin) oder direkt beim Verband Deutscher Rentenversicherungsträger VDR in Frankfurt [www.vdr.de]..

Analysen von Entwicklungen der Rentenversicherung werden durch unterschiedliche Institute durchgeführt, so etwa durch das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin [www.diw.de].), das Prognos-Institut in Basel oder das Deutsches Institut für Altersvorsorge. Auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Entwicklung behandelt das Thema in seinen Jahresgutachten, so etwa im aktuellen „Wirtschaftspolitik unter Reformdruck“, Seite 180ff (Adressen teilweise im Artikel ( Konjunktur). 
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